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In Beantwortung der schriftlichen parlamentarischen Anfrage Nr. 

891/J betreffend Ausbau der Kreuzung Weißenbach/Hauser Kaibling­

bahn im Zuge der B 146 (Ennstal Straße), welche die Abgeordneten 

Hannelore Buder und Genossen am 18. April 1991 an mich richteten, 

stelle ich zu den Punkten 1 bis 3 der Anfrage fest: 

Da sich entlang der B 146, Ennstal Bundesstraße, im Bereich von 

Mandling bis Trautenfels zahlreiche Gefahren- bzw. UnfallsteIlen 

befinden, wird derzeit vom Landeshauptmann von Steiermark (Bun­

desstraßenverwaltung) eine Untersuchung über alle notwendigen 

Maßnahmen samt Kostenschätzungen erstellt. Zur Zeit liegen erst 

Detailergebnisse vor. Demnach sind im Bereich der Kreuzung Wei­

ßenbach/Hauser Kaiblingbahn auch Maßnahmen enthalten, die über 

die Verbesserung der Verkehrssicherheit auf Bundesstraßen hin­

ausgehen und eine Verbesserung der Infrastruktur des sekundären 

Straßenne-tzes, wie die niveaufreie Verbindung von Haus nach Wei­

ßenbach und die Verbesserung der Zufahrt zur Hauser Kaiblingbahn 

vorsehen. Seitens der Bundesstraßenverwaltung können jedoch nur 

Kosten für Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf 

Bundesstraßen getragen werden. Darüber hinausgehende Maßnahmen 

sind von Dritten zu tragen. 
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Or. Wollgang SchOssel 
Wirtschafts minister - 2 -

Ich bin nach wie vor bereit, den Unfall schwerpunkt umgehend zu 

sanieren. Aufgrund des Bundesstraßengesetzes ist es mir jedoch 

nicht möglich, den auf die Gemeinde entfallenden Kostenanteil 

ganz oder auch nur teilweise mitzufinanzieren. 
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